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STUTTGARTER ZEITUNG DIE DRITTE SEITE

Von Andreas Müller 

E s kommt nicht oft vor, dass eine Bür-
germeisterwahl  für ungültig erklärt 
wird. Im Fall von Alpirsbach hat das 

Landratsamt Freudenstadt nun so entschie-
den – und damit das richtige Signal gesetzt. 
Hauptgrund: Der Sieger, ein Polizeibeamter 
aus dem Innenministerium, hatte den Bür-
gern verschwiegen, dass er wegen Korrup-
tion unter Anklage steht. Entsprechende Ge-
rüchte hatte er mit spitzfindigen Formulie-
rungen über eine „Untersuchung“ zu ent-
kräften versucht, bei der sich am Ende seine 
Unschuld erweisen werde. Dass er  vom 
Dienst freigestellt ist, bestritt er  explizit. 

Zu Recht wertet das Landratsamt dies 
nun als Täuschung der Wähler. Hätten diese 
das volle Ausmaß der Vorwürfe gekannt, wä-
re das sicher in ihre Entscheidung mit einge-
flossen. Der Sieger hätte ihnen die ganze 
Wahrheit geschuldet – wozu auch gehört, 
dass er bis zu einem Urteil als unschuldig 
gilt. Es ist gut, dass er mit dem trickreichen 
Drumherumreden nicht durchkommt. Wäh-
rend der Landkreis von der Anklage offenbar 
auch erst aus unserer Zeitung erfuhr, wusste 
das Innenministerium natürlich Bescheid. 
Warum es die Alpirsbacher ahnungslos zur 
Urne gehen ließ, wird noch zu klären sein.

Halbe Wahrheit 
Es ist gut, dass der Wahlsieger von 

Alpirsbach mit einer Täuschung 
der Wähler nicht durchkommt. 

Unten Rechts

Von Martin Gerstner 

D ie jüngsten politischen Eruptionen 
haben den Typus des Protestwählers 
wieder ins Blickfeld gerückt. Er ist für 

jede funktionierende Demokratie unver-
zichtbar, weil schlechte Laune eine wesentli-
che Triebkraft für den Fortschritt ist. Sie 
macht aus Bürgern mit unauffälligen Hobbys 
und 30 Tagen Jahresurlaub rasende Extre-
misten, die das austarierte System der Inte-
ressen mit Wonne zerdeppern. Aufgabe 
einer geschickten Politik ist es, diese Verbit-
terung in die eigenen Kanäle zu lenken. Der 
finale Akt findet am Wahltag statt, wo aus 
Wutbürgern sogenannte Protestwähler wer-
den, die ihr Kreuz mit so viel Ingrimm auf 
den Wahlzettel kerben, dass der Abdruck 
Jahre später bei der nächsten Wahl immer 
noch zu sehen ist. Es ist ein Moment stiller 
Genugtuung und ersehnter Abrechnung mit 
denen da oben. Viel zu lange fühlte sich der 
Wutbürger benachteiligt, missverstanden 
und diskriminiert. Seine Nachbarn hatten 
die klügeren Kinder, die schickeren Autos, 
bessere Haut und vor allem eine auf ihre Be-
dürfnisse zugeschnittene Demokratie. Man 
muss aber hinzufügen, dass die Nachbarn 
dasselbe über ihn denken. 

Fortschritt und Wut 
Eine bestimmte Spezies gedeiht

 nur  in der Demokratie. 

Von Tobias Peter

E s ist kein Geheimnis, dass Boris Pisto-
rius gern Größeres angestoßen hätte. 
Doch das, was der Minister jetzt vor-

schlägt, ist nicht mehr als eine Wehrpflicht 
light. Es soll ein Fragebogen an alle 18-Jähri-
gen versendet werden: Männer müssen, 
Frauen können ihn ausfüllen. Wenn so mehr 
junge Menschen auf  den Dienst  bei der Bun-
deswehr aufmerksam werden und ein Teil 
von ihnen gemustert wird, ist viel gewonnen, 
so die Idee. Eine Zeitenwende in der Vertei-
digungspolitik ist das nicht. Es ist ein Dämp-
fer für Pistorius, dass der Kanzler und die 
SPD ihm nicht mehr Spielraum gaben.

  Eine allgemeine Dienstpflicht, die vielen 
gesellschaftlich wünschenswert erscheint, 
hätte auch große Nachteile. Ganze Jahrgän-
ge ein Jahr verspätet ins Berufsleben starten 
zu lassen, wäre für die Volkswirtschaft teuer 
und könnte in Zeiten des Fachkräftemangels 
eine Wachstumsbremse sein. Deshalb gibt es 
gute Argumente,   junge Menschen mit at-
traktiven Angeboten für die Armee zu ge-
winnen. Klar ist aber: Deutschland braucht  
mehr Soldaten und   mehr Reservisten, um 
kriegstüchtig zu sein.  Wenn freiwillige Mo-
delle nicht ausreichend funktionieren, wird 
die nächste Wehrpflichtdebatte kommen. 

Wehrpflicht 
light

Verteidigungsminister  Pistorius  wollte 
mehr. Dennoch ist der Ansatz mit 

viel Freiwilligkeit  einen Versuch wert.

nerstag bis Samstag werden  Bundeskanzler 
Olaf Scholz, der französische Präsident Em-
manuel Macron, der britische Premier Rishi 
Sunak, US-Präsident Joe Biden, der kanadi-
sche Premier Justin Trudeau und der japani-
sche Premierminister Fumio Kishida und ein 
Teil ihrer Delegationen die Freuden des apu-
lischen Fake-Borgos genießen können.

Als Special Guest hat die italienische Mi-
nisterpräsidentin auch Papst Franziskus 
nach Apulien eingeladen, der am Freitag im 
Borgo Egnazia an den Gesprächen über die 
ethischen Aspekte und die Regulierung der 
Künstlichen Intelligenz (KI) teilnehmen 

Von Dominik Straub

D as Borgo Egnazia zwischen Bari und 
Brindisi an der Adriaküste ist ein 
Traum von einem apulischen Dörf-

chen: In der Mitte steht eine Masseria –  ein 
Gutshof –, von deren Dachterrasse man auf 
das nur wenige Hundert Meter entfernte 
Meer blickt. Rund um das Hauptgebäude 
sind ein paar Dutzend der charakteristischen 
zwei- bis dreistöckigen apulischen Häuser 
aus ockerfarbenem Tuffstein gruppiert. Es 
gibt einen Dorfplatz mit   Sitzbänken,   auch 
eine kleine Kirche fehlt nicht. Überall  ranken 
blühende Bougainvillea auf weiß getünch-
ten Fassaden, knorrige Olivenbäume spen-
den Schatten, Amphoren stehen herum, es 
duftet nach Rosmarin und wildem Thymian.

Aber es ist alles ein Fake: Hier ist nichts 
echt. Das Dorf ist in fünfjähriger Bauzeit als 
Luxusresort im apulischen Baustil auf einem 
16 Hektar großen Areal, auf dem Diktator 
Benito Mussolini einst einen Militärflug-
platz bauen wollte, aus dem Boden ge-

stampft und 2010 eröffnet worden. Seither 
zieht das Luxusresort den Jetset aus der gan-
zen Welt an: Die Beckhams haben hier Ferien 
gemacht, Madonna  und George Clooney 
ebenso, Justin Timberlake und Jessica Biel 
haben hier ihre Hochzeit gefeiert. Die 
schönsten Suiten kosten in der Hauptsaison 
von 4000 Euro an aufwärts. Dafür gibt es 
mehrere Pools, einfache und auch sehr feine 
Restaurants, künstliche römische Thermen 
und einen echten Golfplatz zwischen dem 
Borgo und dem Strand.

Auch Giorgia Meloni hatte hier mit ihrer 
Tochter Ginevra und ihrem Ex-Freund And-
rea Giambruno gerne den Urlaub verbracht. 
Aber nachdem sie sich in ihrer Antrittsrede 
als Regierungschefin im Herbst 2022 als 
„Underdog“ definiert hatte, wechselte sie in 
den Sommerferien darauf vorsichtshalber in 
eine etwas bescheidenere Masseria ein paar 
Kilometer weiter südlich. Aber im Borgo Eg-
nazia hat es Meloni so gut gefallen, dass sie 
es als Tagungsort des diesjährigen G7-Gip-
feltreffens auserkoren hat. Von diesem Don-

wird. Es ist das erste Mal, dass ein Papst an 
einem G7-Gipfel seine Aufwartung macht. 
Das Thema KI ist ein wichtiger Punkt der Ta-
gesordnung des Treffens. Weitere Themen 
des Gipfels sind die kriegerischen Konflikte 
in der Ukraine, in Nahost und in Afrika, der 
Klimawandel, die ökologische Transforma-
tion und der Welthandel. Wie immer soll am 
Ende des Gipfels eine Abschlusserklärung 
verabschiedet werden.

Wenige Tage nach den Europawahlen 
werden zwangsläufig auch die politischen 
Perspektiven der EU ein Thema sein. Gastge-
berin  Meloni, die als eine der Siegerinnen 
des Urnengangs zum  G7-Gipfel fährt, wird 
die beiden großen Verlierer, Scholz und Ma-
cron, empfangen, mit denen sie auf infor-
meller Ebene bilaterale Gespräche führen 
wird. Hauptsächlich wird es dabei um die 
Frage gehen, wer künftig die EU-Kommis-
sion anführen und welches Land welchen 
Kommissar erhalten wird. Meloni könnte gut 
mit einer zweiten Amtszeit für Ursula von 
der Leyen leben, würde aber mit Sicherheit 
ihre Forderungen bezüglich der Verteilung 
der anderen Posten stellen. Von der Leyen 
wird ebenfalls in Apulien erwartet: Die EU 
hat beim G7-Treffen  Beobachterstatus.

Zu schön, um echt zu sein  
 Das G7-Treffen findet in einem künstlichen   Luxusdorf in Apulien statt. 
Es ist ein   bevorzugtes Ferienziel  der Gastgeberin Giorgia Meloni. 

Ein Dorf, das eigentlich keines ist: Borgo Eg-
nazia Foto: AFP/Handout

Mehrere oberschwäbische Moore – hier am Federsee bei Bad Buchau  – sollen den Kern eines möglichen Biosphärengebiets bilden. Foto: imago/Günter Gegenheimer

Von Andreas Müller 

D as Dementi ist dem Landesbauern-
verband so wichtig, dass es gleich 
doppelt erfolgt. Nein, man habe 

nichts mit jenem PR-Berater zu tun, der mit 
einem Internetblog und Newslettern Stim-
mung gegen das geplante Biosphärengebiet 
Allgäu-Oberschwaben macht. So versichert 
es eine Sprecherin in  der Stuttgarter Zentra-
le: Jegliche Kontakte zu dem als „Sphärman“ 
agierenden Marcus Johst könne man „klar 
verneinen“. Es gebe keinerlei Auftrag an ihn, 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit erledige 
man selbst. Und so bekräftigt es, „damit kein 
falscher Eindruck entsteht“, auch der Ver-
bandschef für Allgäu-Oberschwaben, Franz 
Schönberger. „Weder direkt noch indirekt“ 
gebe es Verbindungen zu Johst. Völlig unab-
hängig von ihm hätten sich die Landwirte 
mit dem möglichen Großschutzgebiet be-

fasst – und sähen darin 
keine Vorteile, sondern 
nur Nachteile für die 
  Region.

Auch von der Forst-
kammer Baden-Würt-
temberg kommt ein kla-
res Dementi. Nein, man 
habe die Kampagne 
gegen das Vorhaben der 
grün-schwarzen Koali-
tion nicht in Auftrag ge-
geben und wisse auch 
nicht, wer dahinterste-
cke. „Eine kritische Aus-
einandersetzung mit 
dem laufenden Prozess 
halten wir für notwen-
dig“, schreibt der Ge-
schäftsführer Jerg Hilt, 

„allerdings legen wird dabei Wert auf eine 
sachliche Debatte.“

Ganz ähnlich hatte sich die im Frühjahr 
formierte Allianz der Landeigentümer und 
Bewirtschafter geäußert, zu der auch die bei-
den Verbände gehören. Inhaltlich seien die 
Darstellungen des Bloggers wohl korrekt, 
„Stil und Ton“ aber wolle man nicht bewer-
ten. Die Allianz bevorzuge „einen anderen 
Stil“, nämlich den Dialog, betont deren Spre-
cher Michael Fick, im Hauptberuf Förster des 
einstigen Adelshauses Waldburg-Zeil. Wer 
den PR-Mann mit Adressen in Berlin und 
Wien beauftragt habe und bezahle, wisse er 
nicht; die Allianz habe keinen Einblick in die 
geschäftlichen Aktivitäten ihrer Mitglieder. 
Die Distanzierung gilt einer Kampagne, wie 

„Es darf kein 
Biosphären-
gebiet in 
Ober-
schwaben 
geben.“
Peter Hauk, 
Agrarminister 
(CDU)

 Foto: dpa/Bernd Weißbrod

zum Strafprozess, am Ende wurde der PR-
Berater vom Amtsgericht Berlin-Tiergarten 
freigesprochen.

Parallel lief indes bis 2023 ein Zivilpro-
zess, in dem es um Unterlassung bestimmter 
Äußerungen und um Schadenersatz ging. 
Nach einem Erfolg in erster Instanz unterlag 
der klagende Manager zunächst vor dem 
Kammergericht: Die Webseite sei von der 
Meinungsfreiheit gedeckt. Doch über den 
Bundesgerichtshof erzwang er eine neue 
Verhandlung, mit gegenteiligem Ergebnis. 
Nun zeigte sich der Senat überzeugt, dass der 
Blog zumindest auch „als Nötigungsmittel 
im Rahmen einer versuchten Erpressung“ 
diente – was Johst stets bestritten hatte. Im 
Urteil vom vorigen Sommer wurden ihm 
Schmähungen verboten und dem Kläger 
grundsätzlich ein Anspruch auf Schaden-
ersatz zugesprochen; eine bezifferte Forde-
rung gab es zunächst nicht.

Unklar ist, was sich bei Johst holen lässt. 
Derzeit befindet er sich in Österreich in einer 
Art Privatinsolvenz. Der Stand des „Schul-
denregulierungsverfahrens“ ist online ein-
sehbar, als sein Beruf wird dort „Oberkell-
ner“ ausgewiesen – ein Scherz oder der Ver-
such, bescheidene Einnahmen zu suggerie-
ren? Auf seiner Webseite zum Biosphären-

gebiet Oberschwaben bittet 
der PR-Berater jedenfalls um 
Spenden. Mehrere Anfragen 
unserer Zeitung ließ er unbe-
antwortet.

Wer bedient sich einer der-
art schillernden Figur im poli-
tischen Meinungskampf? An-
gesichts bekannter Kontakte 

von Johst zu einstigen Adeligen und dem 
frühen Protest oberschwäbischer „Adels-
häuser“ gegen das Großreservat richten sich 
die Blicke auch auf diese Kreise. Der Chef des 
Hauses  Waldburg-Zeil, Erich Fürst von Wald-
burg zu Zeil und Trauchburg, hatte bereits 
Ende 2021 einen geharnischten Protestbrief 
an Kretsch mann unterzeichnet: Man stelle 
sich „mit aller Entschiedenheit“ gegen das 
Biosphärengebiet und damit verbundene 
Beschränkungen. Sein Förster ist nun der 
Sprecher der Kritiker-Allianz, er kennt Johst 
offenbar persönlich. Doch zum Haus Wald-
burg-Zeil darf er nichts sagen, das liege 
„außerhalb meiner Kompetenzen“. Nicht 
einmal eine Mailadresse oder einen An-
sprechpartner benennt er auf mehrere Bit-
ten. Ein Anfrage unserer Zeitung – auch per 
Brief an den Generalbevollmächtigten des 
„Fürsten“ – blieb ohne jede Resonanz.

sie vielleicht noch nie gegen ein politisches 
Vorhaben geführt wurde. Sie verbindet in-
haltliche Kritik an den Plänen, in Ober-
schwaben nach Schwäbischer Alb und Süd-
schwarzwald ein drittes Biosphärengebiet 
einzurichten, meist mit persönlichen Atta-
cken auf die Akteure. Zuletzt traf es die Re-
gierenden in Stuttgart, jeweils aus aktuellem 
Anlass. Ministerpräsident Winfried Kretsch -
mann (Grüne) hatte sich vor der Landespres-
se verwundert über den Widerstand aus der 
Region gezeigt, der ihm „etwas unerfindlich“ 
erscheine. Seine Erklärung: „Die Ober-
schwaben sind halt etwas dickköpfig.“ 

Alle Bewohner würden als begriffsstutzig 
abgekanzelt, weil sie den Segen des Projekts 
nicht erkennen – das rügte Johst als „irren 
Spruch des alten Herrn“. Agrarminister Peter 
Hauk (CDU) bekam sein Fett ab, obwohl er 
sich vor Ort trotz des laufenden Prüfprozes-
ses klar gegen die Pläne ausgesprochen hat-
te: „Es darf kein Biosphärengebiet in Ober-
schwaben geben.“ Hauk und anderen skepti-
schen Christdemokraten sei „nicht zu trau-
en“, befand der „Sphärman“, sie wollten nur 
vor der Wahl nach Stimmen fischen.

In alle Richtungen wird ausgeteilt – das 
befeuert das Rätselraten über die Hinter-
männer des 58-jährigen Beraters, der sich als 
„PR-Drecksau“ und Spezialist für Rufmord 
rühmen lässt. Bei früheren, meist nach dem 
gleichen Muster aufgebauten Kampagnen 
habe es stets Auftraggeber gegeben, wissen 
Betroffene. Wenn deren Ziele erfüllt waren, 
seien die zuweilen hart an der Grenze des 
Strafbaren formulierten Schmähungen wie-
der aus dem Netz verschwunden. Mit den 
Standesregeln der PR-Branche hat das na-
türlich wenig gemein. Die Absender von Bot-
schaften müssten „klar erkennbar“ sein, er-

läutert Veit Mathauer, der Landesgruppen-
chef der Deutschen Public Relations Gesell-
schaft. Redaktionelle Formate wie Websei-
ten oder Blogs dürften „nicht verdeckt als 
Werbeträger missbraucht werden“. Verstöße 
dagegen könne der Deutsche PR-Rat prüfen.

Doch die Branchenregeln scheinen Johst 
und seine „Societät für strategische Medien-
beratung“ nicht sonderlich  zu beeindrucken. 
Engagieren lässt er sich, „wenn normale PR 
nicht mehr hilft“ – auch von fragwürdigen 
Akteuren. Vor Jahren war er 
für einen schillernden Berli-
ner Unternehmer tätig, der 
später wegen diverser Wirt-
schaftsdelikte verurteilt wur-
de. Es gebe viele Gründe, die-
sen für unseriös zu halten, 
schrieb das „Handelsblatt“ 
lange vor dem Prozess. „Einer 
von ihnen ist Marcus Johst.“ In einem Blog 
rücke er Gegner seines Auftraggebers ins 
Zwielicht, mit grenzwertigen Methoden: Da 
werde jemand als „käuflich“ bezeichnet, das 
Wort dann sichtbar durchgestrichen und 
durch „geschäftstüchtig“ ersetzt. Rechtlich 
könne man ihm nichts anhaben, darauf sei 
Johst stolz, berichten Weggefährten.

Eine Kampagne in eigener Sache aber be-
schäftigte über Jahre hinweg die Justiz. Aus 
Ärger über eine private Fehlinvestition in 
Aktien, bei der er einen sechsstelligen Betrag 
verlor, stänkerte er im Netz gegen einen 
Frankfurter Unternehmensberater. Bilanz-
fälscher, Firmenräuber, Börsenhallodri – mit 
solchen und ähnlichen Attributen überzog er 
den Mann. Der witterte dahinter den Versuch 
einer Erpressung, weil Johst seine wertlosen 
Anteile für viel Geld abgekauft haben wolle. 
Es kam zu Ermittlungen, zur Anklage und 

Niemand will hinter 
der „PR-Drecksau“ 

stecken
Noch nie wurde ein politisches Vorhaben so mit Negativ-PR bekämpft 
wie das Biosphärengebiet Oberschwaben. Der Macher der Kampagne 

ist eine zwielichtige Figur. Aber wer sind seine Auftraggeber?

Ein Berliner Gericht 
sieht in einem Blog 
des PR-Beraters 
ein „Nötigungsmittel 
für eine versuchte 
Erpressung“. 
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